
I ' .-"..

TT'HEGE I WÄ558 F{N

ROflHIGE WASSIR|IANN Rritrnschei4erslr.i?iI 45131 Essen

fieffn
Lars Hackmann
Rübbelhäuk 4
49626 Berge

]ioTTHSCF r^ASSIRMANT'i

E5sen

Dß, BEBNDWAssENMANN
Wad.ffipitu,Slaqt rder

LIIDWIG EETIAG

HARLH EINZ MESCHEDE
Dtst+€t'Sw,w|1sds6Füti

ARND sCHUill'UMBFAG

OF. .IOHANNES KOI.SECß

DN, $ORNZENZEN LLM.

Düsseldörl

DR.6EOA6 RONHEGE

Dft.LARS(öLUNG

DB. ANA CHR|5TIN,d ZMMEfrMANN

DN, CHRISTIA&APPELBAUM

NiARcn E$LMANN lM.l. raxl
wiEdefi !grr*Fds*rüb€rde,
Faileire.F*bEEt:rele,Jed{

,i'
Essen, 21 .08.2012

Sekretariat: Fr. Fanto
TEL; 0201 842 19 - 36/ FAX: - 23
m,fanto@rotthege.wassermann,de

Berufung gegen das Urteil des Landgerichts Osnabrück
in Sachen RA Sforrr

Sehr geehrter Her Hackmann,

in vorbezeichneter Angelegenheit kommen wir zurück auf unser

Telefonat vom 20.08.2012, in dem Sie gegenüber Henn

Rechtsanwalt Andre Bienek die Freigabe der Berufungsbegrün-

dungsschrifl erteilten.

Die Berufungsbegründungsschrift haben wir um lhre Ande-

rungswünsche ergänzt, soweii wir sie für sachdienlich hielten.

Dabei haben wir von der Benennung de5 Zeugen Westerkamp

zunächst abgesehen, da der Zeuge als neues Beweismittel im

Berufungsverfahren ausgeschlossen wäre. Gleichwohl behalten

wir uns vor, den Zeugen gegebensnfalls im Rahmen einer Zu-

rückverwei$ung des Rechtsstreits an das Landgericht Osnab-

rück zu benennen.

Die Berufungsbegründungsschrift in der aktuellen Fassung liegt

diesem Schreiben als Anlage bei und'wurde unter dem heutigen

Datum än das Oberlandesgericht Oldenburg übersandt.
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Berufungsanträge
und

Berufunqsheqründung

In dem Rechtsstreit
Hackmann ./. PA Stork
- 12 U 10412 -

werden wir im Termin zur mündlichen Verhandlung namens des

Klägers und Berufungsklägerc beantragen,

1. das Urteil des Landgerichts Osnabrück vom
01.06.2012, Az.: 5 O 2499111, aufzuheben und den
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entschei-
dung an das Landgericht zurückzuverweisen,

2. hilfsweise, das Urteil des Landgerichts Osnabrück
vom 01.06.2012, Az.: 5 O 2499111, abzuändern und
den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger
27.274,85 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunk-
ten seit dem 19.07 .2011 zu zahlen.
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Zur Begründung der Berufung des Klägers tragen wir wie folgt vor:

1.

L

Sachverhalt

Der Kläger is1 neben seiner L4utter, Frau Ulrike Hackmann, Erbe zu Yz ser-

nes am 09.09.2002 verstorbenen Vaters. Der Kläger ist seit dem Tod sei-

nes Vaters mit seiner Mutter in ungeteilter Erbengemeinschafi verbunden.

Gegenstand des Erbes ist im Wesentlichen das Grundstück Rübbelhauk 4,

49626 Berge, mit einer Größe von 1689 qm. Das familiäre Verhältnis zwi-

schen dem Kläger und seiner Mutter ist zerrüttet.

Der Kläger planie bereits im Jahre 2005, nach Abschluss seines Meisterti-

tels als Zweiradmechaniker, auf dem Grundstück Rübbelhauk 4 sine freie

Motorradwerkstatt zu gründen und seinen Lebensunterhalt im Wege der

Selbständigkeit zu bestreiten, lm September 2008 meldete der Kläger zu

dresem Zweck seine Selbständigkeit gegenüber der Agentur für Arbeit zum

März 2009 an, Die Mutter des Klägers, die über seine Absicht, sich auf

dem vorbenannten Grundstück mit einer l\,'lotorradwerkstalt selbständig

machen zu wollen, stets in Kenntnis war, bot dem Kläger im Oktober 2008

ihren hälftigen l,4iteigentumsanteii an dem Grundstück zunächst mit per-

sönlichen Brief zu einem Gesamtkaufpreis von € 25.335 und anschließend

über ihre rechtlichen Vertreter zu einem Gesamtkaufpreis von 29.557,50 €

zum Kauf an (Schreiben der RA Rentzmann & Brenken vom 17.10,2008,

Anlage K 1). Zu einer Einigung kam es nicht,

Am 18.01.2009 verstarb die Großmutter des Klägers und Mutter der Be-

klagten, Frau llse Kassebaum, geb. Hassepass, und setzle den Kläger als

Alleinerben ein. Mit anwaltlichem Schreiben vom 05.02.2009 verlangte die

Muiter des Klägers Auskunft über die Höhe der Erbschaft, um ihre Pflichi-

teilsansprüche berechnen zu können (Schreiben der RAe Geers & Over'

hoff vom 05.02.2009, Bl. 77 d.A.). Ferner wurde dem Kläger über den da-

maligen Prozessbevollmächtigen seiner Mutter erneut das Angebot unter-

breitet, den hälftigen Miteigentumsanteil an dem GrundstÜck Rübbelhauk 4

zu einem Preis von 28.000,00 € zu eMerben.
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4. Aufgrund der fortgesetzten Streitigkeiten im Rahmen der Erbauseinander-

setzung mii seiner Mutter hatte der Kläger den Beklagten im Februar 2009

mit der Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen beauftragt, Nach strel-

tigem Vortrag des Klägers beauftragte er den Beklagten noch im Februar

2009 mit der Einleitung eines Teilungsversteigerungsverfahrens bezüglich

des Grundstücks. Mit Schreiben vom 29.04.2009 bot die Mutter des Klä-
gers abermals den Erworb des Grundstücksanteils zu einam Preis von

28,000,00 € an und verlangte weiterhin Auskunft über die Höhe des Nach-

lasses der verstorbenen Frau llse Kassebaum (Schreiben der RAe Geers

& Overhoff vom 29.04.2009, Bl. 88 d.A.). lm Juni 2009 efieilte der Beklag-

te, nach nochmaliger Aufforderungen durch die Prozessbevollmächtigten

der Mutter des Klägers (Schreiben der RAe Geers & Overhoff vom
'19.05.2009, Bl. 89 d.A.), sodann Auskunft überden Nachlass der Frau llse
Kassebaum (Schreiben des Beklagten vom 05.06.2009, Bl. 90 d.A.). Nach

streitigem Vortrag des Klägers hat der Beklagte weder die Auskunft über

den Nachlass vollständig erteilt noch hat er dern Kläger geraien, dle Pflicht
teilsansprüche vollständig zu erfüllen.

5. Erst am 30,10.2009 beantragte der Beklagte für den Kläger dje Durchfüh-

rung einer Teilungsversteigerung des Grundstücks Rübbelhauk 4, 49626

Berge, beim Amtsgericht Bersenbrück. Das Mandatsverhältnis zwischen

dem Kläger und dem Beklagten endete am 12.11.2OO9.

6. Mit Klageschrift vom 12.1 1.2009 machte die Mutier des Klägers diesem

gegenüber Auskunfts- und Pflichtteilsansprüche in dem Verfahren vor dem

Landgericht Osnabrück, Aktenzeichen 10 O 26417109, geltend. In der

mündlichen Verhandlung vom 24,02.2010 schlossen die Padeien des dor-

tigen Rechtsstreits einen Vergleich, in dem sich der Kläger verpflichtete, an

seine Mutter 20.000,00 € zu zahlen. Eine Kostenentscheidung erfolgte im

schri{tlichen Verfahren nach S 91 a ZPO. Durch Koslenbeschluss vom

02,03.2010 wurden dem Kläger die Kosten des Rechtsstreits vollsiändig

auferlegt {Beschluss des Landgerichts Osnabrück, Bl. 55 d.A-).

7. Die Pafteien streiten über die Verletzung beratungsrechtlicher Pflichten. lm

Wesentlichen ist zwischen den Parteien streitig, ob der Kläger den Beklag-

ten bereils im Februar 2009, unmittelbar nach der Mandatierung, beauf-

iragt hat, das Teilungsversteigerungsverfahren bezüglich des Grundstücks

Rübbelhauk 4 einzuleilen, was dieser dann pflichtwidrig unterlassen hat.
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Ferner streiten die Parteien darüber, ob der Beklagte es unterlassen hai,

vollständig Auskunft über die Höhe des Nachlasses der verstorbenen Frau

llse Kassebaum an die Mutter des Klägers zu edeilen und entsprechende

Unterlagen weiterzuleiten und ob der Beklagte dem Klägef geraten hat, ei-

waige Pfllchtteilsansprüche anzuerkennen und zu erfi.lllen.

il.
Entscheidun g des Landgerichts

Das Landgericht hat die Klage nach Beweisaufnahme durch Vernehmung des

vom Kläger benannien Zeugen, Herrn Gord Lindlage, abgewiesen.

Das Landgericht sah die Behauptung des Klägers, er habe den Beklagten be-

reils im Februar 2009 mit der Einleitung des Teilungsversteigerungsverfahrens

beim Amtsgericht Bersenbrück beauftragt, äls nicht erwiesen an.

Soweit der Kläger seine Klage darauf stützt, dass der Beklagt€ es pflichtwidrig

unterlassen habe, gegenüber der Mutter des Klägers vollständjge Auskunft in

Bezug auf den Wert des Nachlasses deT verstorbenen Frau llse Hackmann zu

edeilen und entsprechende Unterlagen weiterge{eitet zu haben, sah das

Landgericht den Vortrag des Klägers als unsubstantiiert an,

Hinsichtlich der streitigen Behauptung des Klägers, der Beklagte habe ihm

nicht dazu geraien, die Pflichtteilsansprüche seiner Mutter anzuerkennen und

zu zahlen, war der Kläger nach Ansicht des Landgerichts beweisfällig geblie-

ben.

B.

Das Urteil des Landgerichts beruht auf Rechtsverletzungen und kann daher

keinen Bestand haben.

Das Landgerioht hat in unzulässiger Weise die Beweisangebote des Klägers

uom 20.01.2012 (dazu unter 1.1.a), das Beweisangebot vom 18.01.2012 in Be'

zug auf die Parteivernehmung des Beklagien (dazu unter 1.1.b.) und die Be-

weisangebote vom 25.05.2012 (dazu unter 1.1.c.) abgelehnt. Ferner hat das

Landgericht den Vortrag des Klägers, der Beklagte habe es pflicht\^iidrig unter-

lassen, Unterlagen hinsichtlich der. Pflichtteilsansprüche an die Mutter des

Klägers weiterzuleiten (dazu unter 1.2.) rechtsfehlerhaft als unsubstanliiert ab-

gewiesen. Schließlich hat das Landgericht den Vortrag des Klägers, der Be-

n
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klagte habe es unterlassen, den Kläger zur Anerkennung und Befriedigung

des Pflichtteilsanspruchs seiner Mutter zu raten, unter Verkennung der Därle-

gungs- und Beweislast rechtsfehlerhaft abgewiesen (dazu unter 1.3).

L

Pf lichtverletzung des Beklagten

1 . Einleitunq des Teilunosversteiqerunqsverfahrens

Zu Unrecht hat das Landgericht die Behauptung des Klägers, er habe dem

Beklagien bereits im Februar 2009 den Auftrag zur Elnleiiung eines Tei-

lungsversteigerungsverfahrens in Bezug auf das Grundstück Rübbelhauk 4

erteilt, als nicht bewiesen angesehen.

a) Beweisanqebot vom 20.01,20'12

Mii Schriftsalz vom 20.01.2012 hat der Kläger zum Beweis dieser Tat-

sache folgende Zeugen benannt:

1 . Huberl Övermöhle, Ostpreußenslraße 10, 49626 Berge,

2. Klaus Hartke, Hahnenmoorstraße 18, 496371 Menslage,

3. Henry Pöppe, Halener Straße 6, 49626 Berge und

4. Markus Hackmann, Römerschanze 2, 49626 Berge.

Dazu führte der Kläger aus, dass diese Zeugen stets über die Auf-

tragserteilung gegenüber dem Beklagten und über alle weiteren Schrit-

te bezüglich seiner Selbständigkeit informiert gewesen seien und be-

slätigen können, dass sich der Kläger dem Beklagten bereits im Feb-

ruar 2009 den Auftrag erteilt hatte, das Teilungsversteigerungsverfah-

ren durchzuführen (Bl. 58 f. d. A.).

Das Landgericht geht rechtsfehlerhaft davon aus, dass die durch den

Kläger benannten Zeugen nicht zu hören waren. Das Landgericht hat

die Vernehmung der vorbenannten Zeugen mit der Begründung abge-

lehnt, dass diese weder mjt der finanziellen Siiuation des Klägers be-

traut gewesen seien noch bei der Mandatserteilung anwesend wafen

und somit allenfalls bestätigen können, dass sich der Kläger in dem

Glauben befand, dass das Teilungsversteigerungsverfahren durch den

Beklagten bereits eingeleitet worden war. Darüber hinaus hai das

Landgericht die Vernehmung der Zeugen unter dem Hinweis darauf

abgelehnt, dass ihre Aussage selbst für den Fall, dass sie bekunden

r
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würden, der Kläger habe ihnen gegenüber geäußert, den Beklagien im
Februar 2009 mit dem Teilungsversteigerungsverfahren beauftragt zu

haben, ein geringer Beweiswert zukommen würde und daher ein Be-

weis der Tatsache nicht gelingen würde (Bl. 151 d. A.)

Damit hat das Landgoricht die Beweismittel in unzulässiger Weise ab'
gelehni.

(1) Das Gericht ist grundsätzlich dazu verpflichtet, alle rechlzeitig und

ordnungsgemäß angebotenen entscheidungserheblichen Beweise

zu erheben (l\4üKo-ZPO, 3, Aufl., S 284 Rn. 90). Dies gill für

Haupttatsachen ebenso wie für den Indizienbeweis (Baum-

bach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO 66. Aufl., $ 286 Rn. 24 f.)
Die Ablehnung eines Beweismittels ist nur unter engen Voraussef
zungen möglich, die sich an den Beweisablehnungsgrunden des

$ 244 Abs. 3 SIPO orientieren. Demnach darf das Gericht ein Be'

weismittel i.d.R. nur ablehnen, wenn es eine Talsache für erwie-

sen hält, die zu beweisende Tatsache für die Entscheidung als un-

erheblich betrachtet, das Beweismittel unzulässig, unerreichbar

oder zur Beweisführung völlig ungeeignet ist oder wenn die be-

hauptete Tatsache als wahr unterstellt wird (vgl. grundlegend

BGH, NJW 1970, S. 949).

Ausweislich der Entscheidungsgründe (Bl. 151 d. A.) hat das

Landgericht die Vernehmung, der unter dem 20.01.2012 benann-

ten Zeugen auf Grundlage ejner Wahrunterstellung in unzuläs-
siger Weise abgelehnt. Die Ablehnung im Wege der Wahrunter-

stellung setzt voTaus, dass das Gericht die vom Beweisfühler be-

haupteten Tatsachen als wahr unterstellt, nicht hingegen lediglich
dio Arrccano ai4pc odar mahrFrer Tatr.ran lBaUm-evv:,vi,

bach/Lauterbach/Albers/Haftmann, ZPO 66. 4ufl., S 286 Rn. 30;

BGH, NJW-RR 2005, S. 1052). Vodiegend hat der Kläger mit

Schriftsatz vom 20.01.2012 Beweis für die Tatsache angetreten,

dass er dem Beklagten bereits im Februar 2009 den Auftrag zur

Einleitung eines Teilungsversteigerungsverfahrens erteilt hat. Ge-

rade diese Tatsache häite das Gericht als wahr unterstellen müs-

sen und nicht, wie den Entscheidungsgründen zu entnehmen ist,

eine potentielle Aussage der benannten Zeugen.

n
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Damit verstößt das Landgericht gegen das Verbot der Beweisanti-

zipation. Das Landgericht hat die Aussagen aller Zeugen vorweg-
genomrnen und zum Gegenstand der Beweiswürdigung gemacht,

ohne auch nur einen der Zeugen gehört zu haben- Zudem wurde

allen Zeugen ein identisches Aussageverhalten unterstellt, wobei

dem Landgericht völlig unklar war, welchen Gehalt die Aussagen

der Zeugen im Einzelnen haben würden und welche Auswirkungen

dre Aussagen auf die lndizienkette des Klägers gehabt hätten. Un-

zutreffend ist auch die Annahme des Landgerichts, dass unklar

sei, warum die Zeugen überhaupt detailliefte Kenntnisse von der

konkreten Beauftragung des Beklagten haben sollen. Der Zeuge

Markus Hackmann, der Cousin des Klägers, verfügt allein aus dem

Grund über Detailwissen, weil er mit dem Kläger und seiner Mutter

offensichtlich verwandt ist. Der Zeuge Hackmann hätte aufgrund

eigener Wahrnehmung zuverlässige Aussagen über den Strejt des

Klägers mit seiner Mutter in Bezug auf das streitige Grundstück tä-

tigen können. Der Zeuge Hartke ist langjähriger Steuer- und Fi-

nanzberater des Klägers und über die wesentliche Schritte des

Klägers mit Blick auf seine Selbständigkeit informiert. Der Zeuge

Pöppe ist Zimmermann und wurde von dem Kläger seinerzeit be-

aufhagt, auf dem Grundstück Rübbelhauk 4, 45626 Berge, ein

Holzhaus für dessen Unterkunft zu errichten, sobald das Teilungs-

versteigerungsverfahren abgeschlossen sein würde. Zu diesem

Zweck hatte der Kläger bereits bei der Firma Raiers Holzhandlung

in Löningen ein entsprechendes Holzhaus ausgewählt und An-

schaffungen in Form von Heiz- und Sanitäranlagen getätigt. Dies

wurde mit Schriftsatz vom 25.05.2012 seitens des Klägers auch

vorgetragen (Bl. 117 und 119 d.A.). Der Zeuge Overmöhle ist

lT-Fachmann und soLlte für den Kläger die Einrichtung eines

Netzwerks übernehmen, Das Landgericht hat die Bedeutung der

vorbenannten Zeugen für den Kläger verkannt und die Beweismit

tel ohne entsprechenden Hinwejs abgewiesen, Vor dem Hinter-

grund, dass der Kläger eineh Indizienprozess führt, um Tatsachen

zu beweisen, die Gegenstand eines Zwiegesprächs zwischen den

Parleien waren, gebietet bereits der Grundsatz der Watfengleich-

heit, die Beweismjttel des Klägers vollumfänglich auszuschöpfen

und zu würdigen.

t
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(2) Indem das Landgericht die Aussagen der Zeugen und die daraus

abgeleiteten Tatsachen als wahr unterstellt, gewürdigt und für die

Erbringung des Hauptbeweises als unzureichend erachtet hat,

verkenni das Gericht zudem, dass eine Ablehnung eines lndizien-

beweises nur dann zulässig ist, wenn das Gericht aufgrund der

Würdigung aller vorgetragenen lndizien - ihre Richtigkeit unterstelli
- zu dem Ergebnis kommt, dass die Indizien in ihrer Gesarrfhe/t

zur Ubezeugung vom Haupibeweis nicht ausreichend sind (BGH,

NJW-RR 1993, S, 443). Das Gericht hal insoweit anhand einer

umfassenden Gesamtwürdigung aller Indizien zu entscheiden,

ob eine lndizientatsache für die Haupttatsache unerheblich ist oder

nicht (vsl. BGH, NJW-RR 1993, S.444i BGH, NJW 1970 S. S49).

Die vorzunehmende Gesamtwürdigung entspringt dem Gedanken,

dass in einem lndizienprozess erst eine Vielzahl von mittelbaren

Beweisen zur Uberzeugung des Gerichts von einer Haupttatsache

führen kann. Die Gesichtspunkte für die nohrvendige Überzeugung

des Gerichts muss der Tairichter in den Entscheidungsgründen

nachvollziehbar und umfänglich dadegen (vgl. BGH, NJW 1993,

S, 443). An die Begründungspflicht beim lndizienbeweis, gleichgül-

tig ob dieser abgelehnl wird oder zur Ubezeugung des Gefichts

als ausreichend angesehen wird, sind insoweit höhere Anforde-
rungen zu stellen als bei der Beweiswürdigung von unmittelbaren

Tatsachen. Die erhöhte Begründungspflicht korrespondiert mit

dem Grundsatz, dass das Gerichl bei der Würdigung von mittelba-

ren Tatsachen grundsätzlich freier ist, als bei der Würdigung un-

mittelbarer Taisachen.

Die Entscheidungsgründe lassen eine solche umfassende Würdi-

gung äller Indizienbeweise vermissen. Das Gericht hat allein an-

hand der als wahr unterstellten Aussagen, der mit Schriftsaiz vom

20.01.2012 benannten Zeugen, eine Ablehnung des Beweisange-

bots begründei. Eine Auseinandersetzung mit anderen Indizien

findet nicht statt. Das Landgericht berücksichtigi im Zusammen-

hang mii der Beweisablehnung weder die persönliche Anhörung

des Klägers noch die Aussage des Zeugen Lindlage sowie die

weiteren Indizien, die darauf schließen lassen, dass der Beklagte

im Februar 2009 mit der Teilungsversteigerung beauftragt wurde

f Bl. 151 d. A.).
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Etwa würdigt das Landgericht nicht den Bewilligungsbescheid der

Bundesagentur für Arbeit vöm 28.04,2009 zur Gewährung des

Gründungszuschusses (Bescheid der Bundesagentur für Arbeit
vom 28.04.2009, 81.47 d.A.) und die Anzeige des Klägers gegen-

über der Bundesagentur für Arbeit, in der er erklärt, dass er seine

selbständige Tätigkeit vorerst nicht ausüben könne, da der Kläger

das Grundstück, welches er für seine Tätigkeit benötige, njcht

zeitnah in sein Besitz bringen könne (Schreiben der Bundesagen-

tur für Arbeit vom 19.04.20'10, Bl, 48 d.A.). Die vorbenannten Be-

weismittel hatte der Kläger mit Schriftsatz vom 18.01 .2012 vorge-

iegt und als Beweismittel angeboten (Bl. 151 d. A.).

Dass das Landgericht alle lndizien isoliert würdigt und keine Ge-

samtwürdigung vornimmt, wird anhand der Aussage des Zeugen

Lindlage besonders deutlich. Das Landgericht hat ausgeführt, dass

es auf Grundiage der Zeugenaussage njcht zu der Überzeugung
gekommen ist, dass eine Beauftragung im F€bruar 2009 stattge-

funden hai. Dafür greift da6 Gericht hauptsächlich auf Indizien zu-

rück, die nicht der Kläger angeboten hat, sondern der Beklagte.

Das Landgericht entkräftet die Indizwirkung der Zeugenaussage

somit einseiiig, ohne sich gleichzeitig mit den vom Kläger angebo-

ienen weiteren Beweisen auseinander zu setzen, obwohl gefade

dieser beweisbelastet war (Bl. 149 ff. d. A.). Umgekehrt folgt aus

den von dem Beklagten vorgelegten Schriftverkehr nicht, dass der

Kläger den Beklagten nicht zur Einleitung des Teilungsversteige-

rungsverfahrens beauftragt hat, Mögliche Verhandlungen des Klä-

gers mit seiner Mutter schließen die Einleitung des Teilungsver-

steigerungsverfahrens nicht aus, Vielmehr dient die Einleiiung eF

nes Teilungsversteigerungsverfahrens häufig als Druckmittel für

weitere Verhandlungen,

Dabei verkennt das Landgericht zudem, dass der Beklagte wider-

sprüchlich vorgetragen hat. Der Beklagte hat vorgetragen, dass er

nichts von den Plänen des Klägers, sich auf dem streitigen Grund-

stück selbständig machen zu wollen, wusste (El. 73 d.A.). Dabei

war der Beklagle im Besitz eines Angebots der Firma Kristen

GmbH für den Abriss des Fachwerkhauses auf dem Grundstück

(El. 101 d.A., dori Position Nr. 18 und Bl. 107 d,A.). Ebenso hatte

der Kläger dem Beklagten ein Schreiben der Volksbank Osnab-

rück, dessen Gegenstand die Bewertung des Grundstücks ist,

übergeben (Bl. 101 d.A,, dort Position Nr. 10 und Bl. 103 d.A.).

n
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lnsgesamt ist es unplausibel, warum der Beklagte keine Kenntnis

von den Plänen des Klägers und der Eilbedürftigkeit der Sache
gehabt haben soll.

(3) Die Ablehnung der Beweisangebote wäre schließlich auch dann

rechtsfehlerhaft, wenn man unterstellen würde, dass das Landge-

richt die Beweisangebote des Klägers vom 2Q.01 .2012 wegen Un-

geeignetheit des Beweismittels abgelehnt hätte, weil die Zeugen

nach Auffassung des Landgerichts nicht unmrttelbar hätten bezeu-
gen können, dass der Kläger dem Beklagten im Februar 2009 den

Auftrag zur Einleitung der Teilungsversteigerung efieilt hat,

Eine Ablehnung eines Beweisangebots wegen Ungeeigneiheit des

Beweismitiels setzt vofaus, dass das Beweismiltel 9änzlich un-

tauglich dazu ist, die dargelegten Tatsachen zu beweisen. 8ei mit
telbaren Beweisen ist ebenso wie bei der Ablehnung auf Grund

der Wahrunterstellung eine umfassende Gesamtwürdigung aller
lndizien erforderlich, um die Ungeeignetheit der mittelbaren Be-

weise feststellen und Beweisanträge ablehnen zu können. Diese

urnfassende Gesamtwürdigung hät das Landgericht - wie bereits

dargelegt - nicht vorgenommen. Abgesehen davon ist bei der Ab-

lehnung mittelbarer Beweise restriktiv zu verfahren, da erst die

Vielzahl der Indizien ein komplettes Bild der zu beweisenden Taf
sachen ergeben und zur Überzeugung des Gerichts führen kön-

nen,

(4) Da das Landgericht die vom Kläger angebotenen Beweismittel zu

Unrecht abgelehnt hat und andere Beweismittel unberücksichtigt

gelassen hat, wiederholt der Kläger zum Beweis der Tatsache,

dass er den Beklagten bereits im Februar 2009 mit der Einleitung

des Teilungsversteigerungsverfahrens in Bezug auf das Grund-

stück Rübbelhauk 4 beaufkagt hat, vorsorglich seine erstinstanzli-

chen Beweisangebote:

1 . ZeLgnis des Herrn Hubert Övermöhle, Ostpreußenstraße '10,

49626 Berge,

2. Zeugnis des Herrn Klaus Har:tke, Hahnenmoorstraße 18,

49637 Menslage,

3. Zeugnis des Herrn Henry Pöppe, Halener Straße 6, 49626

Berge,

ü
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6.

Zeugnis des Herrn Markus Hackmann, Römerschanze 2,

49626 Berge,

Fotokopie des Bewilligungsbescheid der Bundesagentur für
Arbeit vom 28.04.2009, Bl. 47 d.A.,

Fotokopie des Schreibens der Bundesagentur für Arbeit vom

19.04.2010, Bt. 48 d.A.

b) Beweisanoebot vom 18.01.2012

Der Kläger hat mit Schriftsatz vom 18.01.2012 zum Beweis der Tatsa-
che, dass er dem Beklagten bereits im Februar 2009 den Auftrag erteilt
hat, das Teilungsversteigerungsverfahren einzuleiten, Beweis durch

die eidliche Parteivernehmung des Beklagten angeboten
(Br. 37 d.A.).

Das Beweisangebot des Klägers hat das Landgericht übergangen.

Ausweislich des Hauptverhandlungsprotokolls wurde der Beklagte le-

diglich gemäß S 141 ZPO persönlich angehört. Eine Vernehmung im

Rahmen der Beweisaufnahme erfolgte nicht (BI. 104 ff. d. A.).

Damit hat das Landgericht rechtsfehlerhafl den Antrag des Klägers auf
Vernehmung der Gegenseite übergangen. Unter welchen Voraussel-

zungen eine Partei zulässigerweise als Beweismittel in Betracht

kommt, bestimmt S 445 ZPO. Demnach ist der Gegner der beweisbe-

lasteten Partei auf deren Antrag zu vernehmen, wenn die Paftei den ihr

obliegenden Beweis mit anderen Beweismitteln nicht vollständig ge-

führt oder andere Beweismittel nicht vorgebracht hat. Das Landgericht

hai den vom Kläger zu beweisenden Umstand, dass er den Beklagten

bereits im Februar 2009 mit der Einleiiung des Teilungsversteige-

rungsverfahren beauftragt hat, als nicht bewiesen erachtet, da die vor-
gebrachten Indizien nicht zur Uberzeugung des Landgerichts reichten.

Das Landgericht ging folglich davon aus, dass der Kläger den ihm ob-

liegenden Beweis mit den benannten Beweismitteln nicht vollständig

geführt hat. Eine Parteivernehmung hätte demnach gemäß $ 445

Abs. 1 erfolgen müssen, zumal der Kläger Außerungen zu beweisen

hatte, die allein zwischen den Pafteien gefallen sind.

Gründe, die auf die Unzulässigkeit der Parteivernehmung nach $ 445

Abs.2 ZPO schließen lassen, sind weder aus den Udeilsgründen er-

sichtlich noch aus dem Hauptverhandlungsprotokoll.

i

5.
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Da das Landgericht das vom Kläger angebotene Beweismiitel zu Un-

recht übergangen hat, wiederholt der Kiäger zum Bewois der Tatsa-

che, dass er den Beklagten bereits im Februar 2009 mit der Einleitung

des Teilungsvorsteigerungsverfahrens in Bezug auf das Grundstück

Rübbelhauk 4 beauftragt hat, vorsorglich sein erstinstanzliches Be-

weisangebot d urch

Eidliche Pärteivernehmung des Beklagten.

c) Beweisanqebot vom 25.05.2012

Mit Schriftsatz vom 25.05.2012 hat der Kläger zum Beweis der Taisa-

che, dass er dem Beklagten bereits im Februar 2009 den Auftrag erteilt

hat, das Teilungsversteigerungsverfahren einzuleiten, Beweis durch

die Vernehmung der Zeugin Frau Struckmann und des Zeugen Herrn

Landwehr angeboten (Bl. 120 f. d.A.).

(1) Frau Struckmann war als die für den Kläger zuständige Sachbear-

beiterin der Bundesagentur für Arbeit genauestens über den Stand

der Teilungsversteigerung informiert, da der Kläger im Mäv 2009

ernen Gründungszuschuss beantragt hatte und deshalb mit der

Zeugln stets in Kontakt stand und sie über die Teilungsversteige-

rung informierte,

Das Landgericht hat das Beweisangebot in Bezug auf die Zeugin

Struckmann mit der Begründung abgelehni, dass es verspätet ge-

wesen sei, da die in der mündlichen Verhandlung gewährte

Schriftsatzfrist lediglich zur Enviderung auf den Beklagtenschrift-

satz vom 13.04.2017 gedacht war (Bl. 151 d.A.).

Das Landgerlcht hat das Beweisangebot vom 25,05.2012 rechts-

fehlerhaft zurückgewiesen. Der Vortrag des Klägers in Bezug auf

die Einleitung des Teilungsversteigerungsverfahrens und die dem-

entsprechenden Beweisanträge waren Erwiderung auf den Schrift-

satz des Beklagten vom 13.04.2012, Der Beklagte trägt dort um-

fassend dazu vor, warum der Vortrag des Klägers, ihm im Februar

2009 den Auftrag zur Einleitung des Teilungsversteigorungsverfah-

rens erteilt zu haben, unzutreffend sein soll. Der Beklagte Iegt zur

Darlegung seiner Behauptungen Anlagen vor und bieiet unter Pro-

test gegen die Beweislast die Vernehmung der Zeugin Frau

Hackmann an f Bl. 70 f. d.A.).

n
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Es ist insoweit nicht nachvollziehbar, warum der Vortrag des Klä-
gers, der weitere Tatsachen enthält, die auf eine Beauftragung des

Beklagten im Februar 2009 schließen lassen, keine Erwiderung

auf den Schriftsatz des Beklagten vom 13,04.2012 darstellen soil.

Doch selbEt dann, wenn der Senat das Beweisangebot des Klä-

gers vom 25.05.2012 nicht als Erwiderung des KIägers auf den

Beklagten Schriftsatz vom 13.03.2012 ansieht, wäre der Beweis-

antrag des Klägers jedoch entgegen der Rechtsauffassung des

Landgerichts nicht verspätet, Die Zurrickweisung eines Angriffs-

oder Verieidigungsmittels wegen Verspätung setzt gemäß SS 296,

296a i.V,m, 156 Abs. 2 ZPO voraus, dass das Gericht seinerseits

die ihm obliegenden Pflichten erfüllt hat. Vorliegend hat das Land-

gericht seine maierielle Prozessförderungspflicht gemäß $ 139

ZPO verletzt.

Zwar ist das Gericht grundsätzlich nicht verpflichtet, der beweisbe-

lasteten Parlei nahe zu legen, weitere Beweise vorzutragen, wenn

es von den zu beweisenden Tatsachen bislang nicht überzeugt ist.

Das Gericht hat den Sach- und Streitstand aber nach der Beweis-

aufnahme erneut zu verhandeln und das Ergebnis def Beweisauf-

nahme mit den Parteien zu erörtsrn, S 279 Abs. 3 ZPO, lnsoweil

verlangt die materielle Prozessförderungspflicht, dass das Gericht

die beweisbelastete Partei darauf aufmerksam macht, dass die un-

terbreiteten Beweise zu seiner Uberzeugung nicht ausreichen

(ltilusielak/Stadler, 9. Aufl. 2012, S 139 Rn. 14), so dass es im Er-

messen der Partei steht, neue Beweise anzubieten.

Einen entsprechenden Hinweis hat das Landgericht nicht erteili.

Insoweit kam die Entscheidung des Landgerichts ohne weitere

Beweisaufnahme überraschend. Gewichtiges lndiz hierfür ist, dass

das Landgericht sowohl dem Klägervertreter als auch dem Beklag-

tenvertreter die Beiakte 10 O 264110s zwecks Einsichtnahme

überlassen hat (Bl. 107 d.A.).

Die Akte hat das Pflichtteilsverfahren zwischen dem Kläger und

seiner Mutter zum Gegenstand. Sinn und Zweck der Überlassung

kann allenfalls gewesen sein, den Parteien dje Möglichkeit zu ge-

ben, zu den Schadenspositionen und der Kausalität zwischen et-
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waigen Pflichtverletzungen für die dort entstandenen Verfahrens-

kosten Stellung zu nehmen. Insoweit konnte der Kläger auch nicht

davon ausgehen, dass das Gericht eine Pflichtverletzung des Be-

klagten nicht als erwiesen erachtet. Dies nicht zuletzt vor dem Hin-

tergrund, dass das Gericht alle weiteren Zeugen, die der Kläger

als Beweismittel angeboten hat, noch nicht gehört haite und dem

Kläger auch nicht signalisierte, dass es diese ablehnen werde.

Das Landgericht häite das Verfahren nach dem Beweisantrag des

Klägers vom 25.05.2012 gemäß $$ 296a i.V.m. 156 Abs, 2 Nr. 'l

ZPO wiedereröffnen müssen, da es gegen die Prozessförderungs-
pflicht gemäß $$ 139, 279 Abs. 3 ZPO verstoßen hat.

(2) Der Zeuge Landwehr ist Inhaber einer Baufirma und war des Ofte-

ren für den Beklagten beruflich tätig. Der Zeuge Landwehr hat mit

dem Beklagten sowohl über die Pläne des Klägers gesprochen,

sich selbständig machen zu wollen, als au6h darüber, dass im

Februar 2009 das Teilungsversteigerungsverfahren eingeleitet

werden sollte,

Warum der Zeuge Landwehr nicht gehört wurde, ergibt sich weder

aus dem Protokoll der mündlichen Verhandlung noch aus der Ur-

teilsbegründung, so dass der Zeuge Landwohr als neues Beweis-

mittel gemäß S 531 Abs. 2 Nr. 1 ZPO zuzulassen ist, weil das

Landgericht das Beweisangebot erkennbar übersehen hat.

Da die Ablehnung der Zeugin Struckmann rechtsfehlerhaft erfolgte

und die Vernehmung des Zeugen Landwehr erkennbar übergan-

gen wurde, wiederholt der Kläger zum Beweis der Tatsache, dass

er den Beklagten bereits im Februar 2009 mit der Einleitung des

Teilungsversteigerungsverfahrens in Bezug auf das Grundstück

Rübbelhauk 4 beauftragt hat, vorsorglich seine erstinstanzlichen

Beweisanoebote.

Beweisanqebot:
1, Zeugnis der Frau Struckmann, zu laden über die Bunde-

sagentur für Arbeit in Bersenbrück, Am Bahnhof 15,

49593 Bersenbrüak,

2, Zeugnis des Herrn Gerd Landwehr, Mühlenweg 11,

49637

Menslage.
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Auskunft serteilunq hinsichtlich der Pf lichtteilsansorüche

Mit Klageschrift vom 31.10.2011 hat der Kläger vorgoiragen, dass er dem

Beklagten in erheblichem Umfang Unterlagen in der Erbschaftsache bezüg-

Iich der verstorbenen Frau Kassebaum überlassen hat, die Aufschluss über

die Höhe der angefallenen Erbschaft geben und der Beklagte eine Weiier-

leitung dieser Unterlagen an die Bevollmächtigten der Mutter unterlassen

hat, so dass der Kläger von seiner Mutter wegen bes{shender Pflichttells-

ansprüche gerichtlich in Anspruch genommen wurde (Bl. 3 d.A,).

Das Landgericht hat den Vorirag des Klägers als unsubstantiiert zurückge-

wiesen. Dazu führt das Landgericht aus, dass dem Kläger eine Darlegung

trotz eines entsprechenden Hinweises nicht gelungen sei (Bl. 151 d,A,).

Der vom Landgericht in den Entscheidungsgründen genännte Hinweis wur-

de in der Hauptverhandlung vom 20.04.2A12 erteili (81 106 cl.A.)

Eine entsprechende Schriftsatzfrist wurde nicht gewährt. Ausweislich des

Hauptverhandlungsprotokolls und der Entscheidungsgründo wurde dem

Kläger allein die Möglichkeit eröffnet, auf den Beklagtenschriftsatz vom

13.04.20122u erwidern (81 208 d.A.; Bl. 151 d.A.).

Damit hat das Landgericht rechtsfehlerhaft seine Pflichten aus $ 139 ZPO

verletzi. Zwar hat das Gericht dem Kläger einen Hinweis dahingehend er-

teilt, dass sein Vorirag unsubstantiiert sei, gleichwohl hat das Landgericht

$ 139 Abs. 5 ZPO unbeachiet gelassen. Ein Vsrstoß gegen die Hinweis-

pflicht liegt auch dann vor, wenn das Gericht zwar einen Hinweis erteilt hat,

dieser aber so spät erfolgt ist, dass die Partei dazu nicht soforl Stellung

nehmen kann, ohne eine Nachfrist erhalten zu haben (vgl. Baurn-

bach/Lauterbach/Alberts/Harlmann, ZPO 66, Aufl., S 139 Rn. 97),

Unierlassene Beratunq hinsichtlich der Pflichtteilsansprüche

N/it Schriftsatz vom 20.01.2012 (Bl. 41 d.A.) hat der Kläger vorgetragen,

dass ihm der Beklagte nicht geraten habe, die von der Mutter des Klägers

geltend gemachten Pflichtteilsansplüche sofort anzuerkennen und zu zah-

le n.

Der Beklagte hat den Vodrag des Klägers mit Schriftsatz vom 13.04.2012

bestritten (Bl. 72 d.A.).

n
n



- 16 -

Das Landgericht hat den Vortrag des Klägers, der Beklagte habe ihm nicht

dazu geraten die Pflichtteilsansprüche anzuerkennen und zu zahlen mit der

Begründung, der Kläger habe ern entsprechendes Beweisangebot trotz

Hinweis des Gerichts nichl angetreten, als nicht erwiesen angesehen
(Bt. 152 d.A.).

Das Landgericht hat dadurch rechtsfehlerhaft unter Verkennung der Darle-

gungs- und Beweislast entschieden.

Der Sachvortrag des Klägers enthält Tatsachen, die einen Beratungsfehler

des Beklagten begründen würden. Der Rechtsanwalt hat seinen l\,4andan-

ten umfassend zu beraten und möglichst erschöpfend zu belehren (BGH,

NJW-RR 2008, S. 1235; NJW 1991, S. 2079, NJW 1988, S. 566). Dabei

muss er seinen [.4andanten über konkrete Gefahren des beabsichtigten

Vorgehens aufklären (BGH, NJW 1998, S. 900) und hat lm Interesse des

lVlandanten stets den sichersten Weg zu wählen (BGH, NJW-RR 1990,

S. 205; NJW 1988, S. 566).

Grundsätzlich obliegt der Beweis einer Pflichtverletzung der sich darauf be-

rufenden Partei, mithin dem Kläger. Nach ständiger Rechtsprechung des

Bundesgerichtshofs gilt für den Nachweis der Verletzung einer Aufklä-

rungs-, Beratungs- und Hinweispflicht eines Rechtsanwalts jedoch eine

Beweiserleichterung zu Gunsten der beweisbelasteten Partei. Nach den so

genannten Grundsätzen der sekundären Darlegungs- und Beweislast

ist es ausreichend, wenn die beweisbelastete Partei die Behauptung aui
stellt, dass eine bestimmte Beratung nicht erfolgt ist. Pflicht der Gegenseite

ist es dann, die Behauptung der beweisbelasieten Partei durch den Vortrag

konkreter und detaillierter Tatsachen zu enlkräften. Der Anwalt darf sich

nicht darauf beschränken, pauschal ein pflichtwidriges Unterlassen zu be-

streiten oder eine gebotene Handlung zu behaupten, sondern hat die Ein-

zelheiten seiner Tätigkeit, insbesondere Umstände, Art und Inhalt, den Ver-

lauf durchgeführter Erörterungen nebst den Reaktionen des Mandanten

und des Verhandlungsgegners auf die von ihm dargelegte Rechtslage und

ihre Konsequenzen konkret darzulegen (vgl. BGH, GRUR-RR 2010,

S.263t BGH, NJW 2007, S. 2486), Konkret hätte der Beklagte darlegen

müssen, dass er den Kläger über den Pflichtteilsanspruch dahingehend be-

raten hat, dass der Pflichtteilsanspruch bestand und Einwendungen nicht

ersichtlich seien. Fernef hätte er darlegen müssen, dass er dem Kläger un-

ter Hinweis auf das Prozess- und Kostenrisiko geraten hat, den Pflichtteils-

anspruch unverzÜglich anzuerkennen und zu zahlen. Wäre der Beklagte so

belehrl worden, wäre er dem Rat auch gefolgt.
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Der Vortrag des Beklagten beschränkte sich auf das einfache Bestreiten

der vom Kläger vorgetragenen Behauptung. Der Beklagte trägt insoweit

vor, dass die Behaupiung des Klägers ,,Frei ertunden und falsch

lst...'(Bl. 72 d.A.).

Der Vortrag des Beklagien, er habe die Unterlagen, die der Kläger ihm zur

Berechnung der Pflichtteilsansprüche übergeben hatte, an die Mutter des

Kläger weitergeleitet, ändert daran nichts. Zwischen der Weiterleiiung et-

waiger Unterlagen und dem unterlassen Rat, die bestehenden Pflichtteils-

ansprüche anzuerkennen und zu befriedigen, ist kein unmiitelbarer Zu-

samrnennang zu erKennen.

Nach dem Vortrag der Partelen ist also davon auszugehen, dass der Be-

klagte die erforderliche Beratung nicht erbracht hat.

.

Schadenspositionen

Feststellungen zu den Schadenspositionen hat das Landgerichi - von seinem

Standpunkt aus folgerichtig - nicht getroffen,

1. Schäden auf Grund der verspäteten Teilunqsversterqerunq

Durch die verzögerte Antragstellung auf Teilungsversteigerung musste der

Kläger seine Selbständigkeit zunäÖhst aufgeben und seinen Lebensunter-

halt durch eine unselbständige Tätigkeit bestreiten.

Beweis:
Arbeitsvertrag vom 01 .04.2009, Anlage K 2.

a) Entqanqener Gründunqszuschuss

Mit Bescheid vom 28.04,2009 wurde dem Kläger ein Gründungszu-

schuss in Höhe von 1.166,10 €, für den Zeitraum vom 01.03.2009 bis

zum 30.11.2009 gewährt (Bl. 47 d.A.\.

Da der Kläger seine Selbständigkeit nicht aufnehmen konnte, gelangie

lediglich der Gründungszuschuss für den Monat März 2009 zur Aus-

zahlung. Zu weiteren Auszahlungen kam es nicht (Bl. 84 d.A.).
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Damit ist dem Kläger ein Schaden in Höhe von 9.328,80 € entstanden.

Der Betrag ergibt sich aus dem nicht gewährten monatlichen Grün-

dungszuschuss für die Monate April bis November 2009,

b) Entqanqener Gewinn

Hätte der Beklagte das Teilungsversteigerungsverfahren auftragsge-

mäß im Februar 2009 durchgeführt, hätte der Kläger im Rahmen seiner

Selbständigkeit eine erhebliche Zahl Elekirofahrräder der Marke Sachs

Elo Bike de Luxa verkaufen können Der Einkaufspreis der E-Bikes be-

trug zum damaligen Zeitpunkt 1.209,48 €.

Beweis:
Händler'Preisliste 2011, Anlage K 3.

Der Kläger hätte nachweislich 7 Fahnäder an potentielle Kunden ver-

kaufen können, die die Fahrräder zum Preis von 2.249,00 € abge-

nommen hätten, die sie mittlerweile anderweitig erworben haben.

Beweis:
'1. Zeugnis des Herrn Dirk Schillingmann, Berger Straße, 49626

Bippen,

2, Zeugnis des Herrn Christian Hoesen, Quakenbrücker Stra-

ße, 49637 Menslage,

3. Zeugnis des Herrn Huber Övermöhle, Ostpreußenstraße 10,

49626 Berge,

4. Zeugnis der Frau Gerda Ricker, Restruper Süaße 4, 49626

Bippen,

5. Zeugnis des Herrn Kurt Ricker, Restruper Straße 4, 49626

Bippen,

6. Zeugnis des Herrn Andre Kuhnen, Schwankhausweg 10 A,

49565 Bramsche,

7. Zeugnis des Herrn Henry Pöppe, Hahler Straße 6, 49626

Berge

Durch den Verkauf zu einem Preis von 2,249,00 € zu einem Einkaufs-

preis von 1,209,48 €, hätte der Kläger einen Gewinn von 1.039,52 €

pro E-Bike erzielen können. Foiglich ist dem Kläger ein Gesamtgewinn

von 7,276,64 € enlgangen,

mr



c) Ve!'qebliche Mietaufi,vendunqen

Durch dre verzögerie Teilungsversteigerung konnte der Kläger nichi,

wie beabsichtigt, das Grundstück Rübbelhauk 4 zu Wohnzwecken nut-

zen, Vielmehr musste er weiterhin eine monatliche Kaltmieie in Höhe

von 380,00 € für seine Wöhnung aufirr'enden (Bl. 140 ff, d.A,).

Durch die verzögerte Einleitung des Teilungsversteigerungsverfahrens

musste der Kläger insgesamt 8 l,4onatsmieten, mjthin 3.040,00 € auf-

wenden, anstatt wie beabsichtigt, dass Grundstück durch Errichtung

eines günstigen Holzhauses selbst zu Wohnzwecken nutzen zu kön-

nen.

2. Schäden auf Grund des Pflichtieilsanspruchsverfahrens

Dadurch, dass der Beklagte dem Kläger nicht geraten hat, die Pflichtteils-

ansprüche seiner Mutter anzuerkennen und zu zahlen, wurde der Kläger

durch diese vor dem Landgericht Osnabrück, Az. 10 O 2641/09, gerichtlich

in Anspruch genommen.

Der Kläger wurde damals von der Rechtsanwältin Bünemann-Schwenen

vertreten. Am 01.03.2010 stellte diese dem Kläger für ihre Prozes€vertre-

tung 2.799,36 € in Rechnung (BI. 57 d.A.).

Darüber hinaus wurden dem Kläger die Kosten des Rechtsstreits, mithin

3.633,61 €, auferlegt (81.55 d.A.).

Beweis:
Kostenfestsetzungsbeschluss des Landgerichts OEnabrück,

Az. 10 O 2641/09, Anlage K 4.

Der Kläger hat sowohl die Rechtsanwaliskosien als auch die Kosten des

Rechtsstreits begiichen, so dass dem Kläger ein Schaden von insgesamt

6.412.97 €, entsianden ist.

Sowohl die Rechtsanwaltskosten als auch die Kosten des Rechtsstreits

stellen einen kausalen Schaden dar, da bei ordnungsgemäßer Beratung

eine vollständige Befriedigung des Pflichiteilsanspruchs seitens des Klä-

geTs an seine Mutter erfolgt wäre und der Prozess dadurch vermieden wor-

den wäre. Dass der Kläger in dem Rechtsstreit nicht von dem Beklagten,

sondern von der Rechtsanwältin Bünemann-Schwenen vertreten wurde,

ändert nichts an der Kausalität zwischen Pflichtverletzung und Schaden, da
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die unterlassene Beratung nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass

der Schaden entfiele (vgl. dazu BGH, NJW 1990, 2882; BGH, NJW 2008,

1309 ff.).

3. Rechtsanwa[sversütuno des Beklaqten

Für seine Tätigkeit in der Erbauseinandersetzungsangelegenheit des Klä-
gers mit seiner Mutter stellte der Boklagte dem Kläger einen Betrag in Hö-

he von 1.196,44 € in Rechnung, den der Kläger bezahlte.

Beweis:
Rechnung mit Quittungsvermerk vom '12.1 1 .2009, Anlage K 5.

Die vorbenannton Rechtsanwaltskosten sind dem Kläger infolge der fehler-

haften Beratung des Beklagten entstanden und somit ersatzfähiger Scha-

den im Sinne der SS 249 fr. BGB.

ilt.

Verschulden

Der Beklagte handelte auch schuldhaft gemäß $ 280 Abs. 1 S. 2 BGB.

tv.
Zurückverweisung

Das Urteil des Landgerichls Osnabrück beruht aufwesentlichen Rechtsfehlern

und ist deshalb aufuuheben. Die Zurückverweisung der Sache an das Ge-

richt des ersten Rechtszugs efgibt sich aus $ 538 Abs. 2 Nr. 4 ZPO. Das

Landgericht hat vorliegend nur über den Anspruch dem Grunde nach ent
schieden. Die Höhe des Anspruchs wurde folgerichtig nicht geprüft, Eine Zu-

rückveMeisung ergibt sich femer aus S 538 Abs. 2 Nr- 1 ZPO, da das Verfah-

ren im ersten Rechtszug unter wesentlichen Mängeln leidel und auf Grund

dessen eine umfangreiche (erneute) Beweisaufnahme edorderlich ist, lm
Raum steht vorläufig die Vernehmung von mindestens 13 Zeugen und eine

Parteivernehmung.
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c.

Zur weiteren Begründung der Berufung nehmen wir Bezug auf den erstin-

stanzlichsn Vortrag des Klägers nebst Anlagen sowie der dort angebotenen

Beweismittel.
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